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Vbi'blatt 


Abkommen mit Österreich 
über die steuerliche Behandlung 
von Kraftfahrzeugen 
(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 

A. Problem 

Deutsche Kraftfahrzeuge, die zu einem vorübergehenden Auf- 
enthalt in Österreich verwendet werden, unterliegen nach gel- 
tendem Recht einer doppelten Besteuerung, weil in diesen 
Fällen sowohl die deutsche wie auch die österreichische Kraft- 
fahrzeugsteuer gezahlt werden muß. Einer ähnlichen doppelten 
Belastung sind österreichische Fahrzeuge im Bundesgebiet 
ausgesetzt. 


B. Lösung 

Durch den Vertrag wird die Besteuerung im Aufenthaltsstaat 
beseitigt. Bei Fahrzeugen des Güterkraftverkehrs darf jedoch 
der vorübergehende Aufenthalt einen Zeitraum von 14 Tagen 
nicht überschreiten. 


C. Alternative 

entfällt. 


D. Kosten 

Die Länder erleiden einen Ausfall an Kraftfahrzeugsteuer in 
Flöhe von jährlich 4 Mio. DM. 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 9. Juni 1970 

in/5 — 52216 — Kr 2/70 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen 
vom 18. November 1969 zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und der Republik Öster- 
reich über die steuerliche Behandlung von 
Kraftfahrzeugen im grenzüberschreitenden 
Verkehr 

nebst Begründung, dem Wortlaut des Abkommens und der 
Denkschrift zum Abkommen mit der Bitte, die Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 5. Juni 1970 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den 
Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. 


Brandt 


Drude: Bundesdruckerei Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 

53 Bonn-Bad Godesberg 1, Goethestr. 54, Postfach 821 
Telefon 6 35 51 
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Entwurf eines Gesetzes 
zu dem Abkommen vom 18. November 1969 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Österreich 
über die steuerliche Behandlung von Kraftfahrzeugen 
im grenzüberschreitenden Verkehr 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Dem in Wien am 18. November 1969 Unterzeich- 
neten Abkommen zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Republik Österreich über die 
steuerliche Behandlung von Kraftfahrzeugen im 
grenzüberschreitenden Verkehr wird zugestimmt. 
Das Abkommen wird nachstehend veröffentlicht. 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern das 
Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes fest- 
stellt. 

Artikel 3 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach seinem 
Artikel 5 Abs. 2 in Kraft tritt, ist im Bundesgesetz- 
blatt bekanntzugeben. 


Begründung 


Zu Artikel 1 

Das Abkommen bedarf nach Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 
des Grundgesetzes der Zustimmung der für die Bun- 
desgesetzgebung zuständigen Körperschaften in der 
Form eines Bundesgesetzes, da es sich auf Gegen- 
stände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Arti- 
kel 105 Abs. 3 in Verbindung mit Artikel 106 Abs. 2 
des Grundgesetzes erforderlich, weil sich die in 
Artikel 1 vorgesehene Steuerbefreiung auf die 
Kraftfahrzeugsteuer erstreckt. 

Zu Artikel 2 

Das Abkommen soll auch auf das Land Berlin An- 
wendung finden; das Gesetz enthält deshalb die 
übliche Berlin-Klausel. 


Zu Artikel 3 

Die Vorschrift des Absatzes 1 entspricht den Er- 
fordernissen des Artikels 82 Abs. 2 des Grundgeset- 
zes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem das Abkom- 
men nach seinem Artikel 5 Abs. 2 in Kraft tritt, im 
Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 


Schlußbemerkung 

Für die Länder werden durch den Ausfall von Kraft- 
fahrzeugsteuer im grenzüberschreitenden Verkehr 
jährliche Kosten in Höhe von etwa 4 Millionen DM 
entstehen. Bund und Gemeinden werden nicht mit 
Kosten belastet. 
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Abkommen 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Österreich 
über die steuerlidie Behandlung von Kraftfahrzeugen 
im grenzüberschreitenden Verkehr 


DIE BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 
und 

DIE REPUBLIK ÖSTERREICH 

VON DEM WUNSCHE GELEITET, den grenzüber- 
schreitenden Straßenverkehr weiter zu erleichtern. 

HABEN FOLGENDES VEREINBART: 

Artikel 1 

(1) Kratllahrzeiige und Kraftfahrzeug-Anhänger jeder 
Art, die im Gebiet eines Vertragstaates zugelassen sind 
und zum vorübergehenden Aufenthalt in das Gebiet des 
anderen Vertragstaates eingeführt werden, sind von den 
Steuern und sonstigen Abgaben befreit, die im Gebiet des 
anderen Vertragstaates für die Benutzung oder das Halten 
von Kraftfahrzeugen und Kraftfahrzeiig-Anhangern er- 
hoben werden. 

(2) Die Befreiung gilt auch für Kraftfahrzeuge und 
Kraftfahrzeug-Anhänger, die im Gebiet eines Vertrag- 
staates geführt werden düiten und von der Zulassungs- 
pflicht befreit sind. 

A r t i k e 1 • 2 

(1) Die Befreiung wird für Kraftfahrzeuge und für 
Kraftfahrzeug-Anhänger, die nach ihrer Bauart und Ein- 
richtung zur Güterbeförderung geeignet und bestimmt 
sind, nur gewährt, wenn der einzelne, vorübergehende 
Aufenthalt im Gebiet des anderen Vertragstaates vierzehn 
aufeinanderfolgende Tage nicht überschreitet. 

(2) Die in Absatz 1 festgesetzte Frist gilt nicht 

1. für Konibinationskraftwagen, die für nichtgewei bliche 
Zwecke verwendet werden; 

2. für Fahrzeuge, die betriebsunfähig werden; 

3. für Fahrzeuge, die für Messen, Ausstellungen oder 
ähnliche Veranstaltungen verwendet werden. 


(3j Bei Berechnung der Aufenthaltsdauer sind der 
Einreisetag und der Ausreisetag als volle Tage zu 
rechnen. 

Artikel 3 

(1) Die Belreiung erstreckt sich nicht auf Zölle und 
Verbrauchsteuern, auf Wege- und Brückengelder oder 
andere ähnliche Gebühren sowie auf Steuern und sonstige 
Abgaben, die für die Beförderung von Personen, Gepäck 
und Gütern erhoben werden. 

(2) Die Bestimmungen dieses Abkommens lassen weiter- 
gehende Befreiungen auf Grund anderer zwischenstaat- 
licher Vereinbarungen oder auf Grund des innerstaat- 
lichen Rechts unberührt. 


Artikel 4 

Dieses Abkommen gilt auch für das Land Berlin, sofern 
nicht die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
gegenüber der Regierung der Republik Österreich inner- 
halb von drei Monaten nach dem Inkrafttreten des Ab- 
kommens eine gegenteilige Erklärung abgibt. 


Artikel 5 

(!) Dieses Abkommen bedarl der Ratifikation; die 
Ratifikationsurkunden sollen so bald wie möglich in Bonn 
dusgetauscht werden. 

(2) Dieses Abkommen tritt einen Monat nach Aus- 
tausch der Ratifikationsurkunden in Kraft. 

(3) Das Abkommen kann von jeder Seile jederzeit 
unter Einhaltung einer Frist von drei Monaten gekündigt 
werden; in diesem Fall tritt das Abkommen mit dem 
Ablauf der Kündigungsfrist außer Kraft. 


ZU URKUND DESSEN haben die hierzu gehörig Be- 
vollmächtigten dieses Abkommen im terzeidinet und mit 
Siegeln versehen. 

GESCHEHEN zu Wien am 18. Noxenibcr 1909 in zwei 
Urschriften. 


Für die 

Bundesrepublik Deutschland: 
Löns 


Für die 

Republik Osterreidi: 
H a m m e r s c h m i d t 
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Denkschrift 


L Allgemeines 

In dem vorliegenden Abkommen wird zwischen den 
Vertragstaaten ein gegenseitiger Verzicht auf die 
Kraftfahrzeugsteuer bei vorübergehendem Aufent- 
halt von Kraftfahrzeugen und Kraftfahrzeug- Anhän- 
gern des einen Vertragstaates im anderen Vertrag- 
staat vereinbart. Dadurch soll für die im grenz- 
überschreitenden Straßenverkehr zwischen beiden 
Staaten verwendeten deutschen und österreichischen 
Fahrzeuge die bisherige doppelte Besteuerung im 
Aufenthaltsstaat neben der Besteuerung im Heimat- 
staat beseitigt werden. Daneben trägt das Abkom- 
men ebenso wie die bereits bestehenden Abkommen 
mit der Schweiz, mit Luxemburg, mit den Nieder- 
landen, mit Dänemark, mit Liechtenstein und mit 
Belgien (Reichssteuerbl. 1929 S. 207/1930 S. 563, 1930 
S. 454, 1931 S. 562 und 1934 S. 288 sowie Bundes- 
gesetzbl. 1966 II S. 1508) der Notwendigkeit Rech- 
nung, den nach dem Kriege immer stärker an- 
wachsenden Verkehrsfluß über die Grenzen zu er- 
leichtern. 

Mit dem Abkommen vom 18. November 1969 sind 
Verhandlungen abgeschlossen worden, die bereits 
im Jahre 1962 aufgenommen wurden. Die Verhand- 
lungsdauer war durch den besonderen Zusammen- 
hang von Kraftfahrzeugsteuer und Beförderung- 
steuer in Österreich bedingt. Österreich besteuert 
den Kraftverkehr mit einer niedrigen Kraftfahrzeug- 
steuer und einer hohen Beförderungsteuer. Öhne 
eine angemessene Senkung der österreichischen Be- 
förderungsteuer für deutsche Unternehmer hätte 
daher ein gegenseitiger Kraftfahrzeugsteuerverzicht 
zu einer Verschlechterung der Wettbewerbslage der 
deutschen Unternehmer geführt. Bei den Verhand- 
lungen konnte erreicht werden, daß die bereits 1961 
durch Vereinbarung mit dem österreichischen Bun- 
desministerium für Finanzen ermäßigten öster- 
reichischen Beförderungsteuersätze für deutsche 
Unternehmer 1969 erneut in fast allen Relationen 
wesentlich gesenkt wurden. 

Auf dieser Grundlage konnte das Abkommen ohne 
Benachteiligung der deutschen Unternehmer abge- 
schlossen werden. Das Abkommen entspricht in 
Form und Inhalt, von geringfügigen Abweichungen 
abgesehen, dem deutsch-belgischen Abkommen vom 

17. Dezember 1964, das an die vorerwähnten ande- 
ren Abkommen sowie an das Abkommen vom 

18. Mai 1956 über die Besteuerung von Straßenfahr- 
zeugen zum privaten Gebrauch im internationalen 
Verkehr (Bundesgesetzbl. 1960 II S. 2397) angelehnt 
worden ist. 

IL Besonderes 

Zu Artikel 1 

Dieser Artikel sieht vor, daß die im Gebiet eines 
Vertragstaates zugelassenen Kraftfahrzeuge und 
Kraftfahrzeug-Anhänger jeder Art im Gebiet des 


anderen Vertragstaates von den Steuern und Ab- 
gaben befreit sind, die für die Benutzung oder das 
Halten von Fahrzeugen erhoben werden, wenn die 
Fahrzeuge zum vorübergehenden Aufenthalt in das 
Gebiet des anderen Vertragstaates gelangen. Die 
Befreiung gilt auch für solche Fahrzeuge, die zu- 
lassungsfrei geführt werden dürfen (z. B. Arbeits- 
maschinen). Unter Steuern und Abgaben im Sinne 
der Bestimmung fällt in beiden Staaten nur die 
Kraftfahrzeugsteuer. Als vorübergehender Aufent- 
halt ist entsprechend den Artikeln 2 und 3 des Ab- 
kommens vom 18. Mai 1956 über die Besteuerung 
von Straßenfahrzeugen zum privaten Gebrauch im 
internationalen Verkehr der Zeitraum zu verstehen, 
in dem nach den geltenden Zollvorschriften die vor- 
übergehende Verwendung der Fahrzeuge im Zoll- 
gebiet der Vertragspartei zugelassen ist. 


Zu Artikel 2 

Durch diesen Artikel wird die Steuerbefreiung bei 
Fahrzeugen des Güterkraftverkehrs auf einen je- 
weiligen Aufenthalt bis zu vierzehn aufeinander- 
folgenden Tagen befristet. Die Befristung entspricht 
der Regelung in den anfangs bezeicbneten Verein- 
barungen mit anderen Staaten und trägt den Ver- 
hältnissen im internationalen Straßengüterverkehr 
ausreichend Rechnung. 

Die Befristung gilt nicht für Kombinationskraft- 
wagen, die für nichtgewerblicbe Zwecke verwendet 
werden, für Fahrzeuge, die betriebsunfähig werden 
und für Fahrzeuge, die für Messen, Ausstellungen 
oder ähnliche Veranstaltungen verwendet werden. 

Zu Artikel 3 

Dieser Artikel stellt klar, daß die Befreiung sich 
nicht auf Zölle und Verbrauchsteuern, auf Wege- 
und Brückengelder oder ähnliche Gebühren sowie 
auf Beförderungsteuern erstreckt und daß weiter- 
gehende Befreiungen auf Grund internationaler Ver- 
einbarungen oder auf Grund des innerstaatlichen 
Rechts (z. B. § 2 Nr. 8 des Kraftfahrzeugsteuergeset- 
zes 1961) unberührt bleiben. 


Zu Artikel 4 

Die Bestimmung enthält die in den von der Bundes- 
republik abgeschlossenen Abkommen übliche Berlin- 
Klausel. 


Zu Artikel 5 

In diesem Artikel werden durch Absatz 1 die Ratifi- 
kation, durch Absatz 2 das Inkrafttreten und durch 
Absatz 3 eine etwaige Kündigung des Abkommens 
geregelt. 
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